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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Interkantonale Zusammenarbeit

Das Parlament stimmte der Beteiligung der Schweiz an INTERREG II, der Fortsetzung
eines Gemeinschaftsprogramms der EU zur Förderung der grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit, zu. Der Beschluss war jedoch umstritten. Einzelne Ständeräte
kritisierten nicht die Zusammenarbeit an sich, sondern die Absicht, den Kantonen für
Organisation, Vorbereitung und Planung von regionalen Projekten Subventionen
auszurichten (die Bundesbeiträge an die Realisierung der konkreten Projekte sind von
der Vorlage nicht betroffen). Ein Rückweisungsantrag Schiesser (fdp, GL), mit dem
Auftrag an den Bundesrat, lediglich eine Vorlage für die bundesstaatliche Finanzierung
von flankierenden Massnahmen (Koordination, Kontaktvermittlung zur EU)
auszuarbeiten, blieb mit 23:12 Stimmen in der Minderheit. In der Gesamtabstimmung
sprach sich der Ständerat mit 23:4 Stimmen für das Projekt aus. Zugunsten des
Beschlusses hatten sich in der Debatte vor allem die Vertreter der
französischsprachigen Kantone eingesetzt. Auch wenn es sich bei den knapp CHF 5 Mio.
pro Jahr für die 16 betroffenen Kantone um eine Bagatellsubvention handle, sei ihrer
Meinung nach die Zustimmung wichtig, weil sie auch ein Zeichen gegenüber der EU für
die Kooperationsbereitschaft der Schweiz darstelle.
Im Nationalrat gesellten sich zu den in der kleinen Kammer geäusserten föderalistischen
und finanzpolitischen Bedenken auch noch europapolitische Einwände. Ein von Steffen
(sd, ZH) eingebrachter Nichteintretensantrag scheiterte aber deutlich mit 130 zu 23
Stimmen. (Zu den Massnahmen zur Stärkung der regionalen Wirtschaftsstrukturen siehe
hier.) 1

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 04.04.1995
HANS HIRTER

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Les cantons ont également été entendus dans le dossier européen, puisque le directeur
de la Conférence des gouvernements cantonaux, Pascal Broulis, ainsi que le ministre
de l’économie et le ministre des affaires étrangères ont signé une convention qui
instaure la création d’un organe de direction politique dédié à l’échange entre la
Confédération et les cantons en matière de politique européenne. 2

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 05.06.2012
EMILIA PASQUIER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Die Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) verlangte vom Bund eine
Gesamtschau darüber, was im Bildungsbereich bis 2008 erreicht werden soll. Sie
erklärte, die Kantone seien nicht bereit, sich vom Bund ständig neue Vorgaben und
Verantwortungen übertragen zu lassen, ohne dass der Bund sich an den Kosten
angemessen beteilige. Die Bildungsausgaben hätten sich in den vergangenen Jahren
kontinuierlich zu Lasten der Kantone verschoben. Derzeit bezahlen Kantone und
Gemeinden 88% der 22 Mia Fr., welche die Bildung – Kindergarten bis Universität –
jährlich verschlingt. In der Berufsbildung ging die Bundesbeteiligung gemäss EDK auf
15% zurück. Für die Fachhochschulen bezahlt der Bund statt der im Gesetz
vorgesehenen 33% nur 28%. Die Grundbeiträge des Bundes an die kantonalen
Universitäten sind gemäss EDK in den letzten 20 Jahren pro Studierende real um einen
Drittel gesunken. Die EDK wies auf eine Reihe von neuen Herausforderungen hin, die in
den nächsten Jahren auf die Schulen zukommen werden: Folgerungen aus der PISA-
Studie, neue Betreuungsstrukturen, Neuordnung der Vorschulphase, Lehrerbildung,
Zunahme der Studierendenzahlen. Diese dürften nicht (fast) allein auf die Kantone
überwälzt werden. Die EDK verlangte deshalb vom Bund einen Masterplan, in dem Bund
und Kantone gemeinsam festlegen, welche Ziele mit welchen finanziellen Mitteln
erreicht werden sollen. Die Erziehungsdirektoren möchten dabei die Priorität auf die

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 12.11.2002
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Sicherung der Grundausbildung legen, und zwar auf allen Stufen. 3

Grundschulen

Isabelle Chassot a transmis le flambeau de la direction de la Conférence des directeurs
cantonaux de l’instruction publique (CDIP) à Christoph Eymann (ldp, BS). Dans une
Suisse, où les cantons gardent la main sur l’école obligatoire, ce poste est de la plus
haute importance. Ainsi, le tout nouvellement intronisé a immédiatement déclaré que
l’enseignement des langues nationales était pour lui une priorité. 4

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 28.11.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

Hochschulen

Im April fällten erstmals Vertreter von Bund und Kantonen in der Schweizerischen
Universitätskonferenz (SUK) gemeinsam verbindliche Finanzentscheide. Bewilligt
wurden 38 Mio Fr. für acht Kooperations- und Innovationsprojekte in den Jahren 2001
bis 2003, 14,5 Mio Fr. für drei Vorhaben aller Universitäten, 10 Mio Fr. für eine zweite
Tranche des „Virtuellen Campus“ sowie eine Million für Frauenförderung –
insbesondere zur Erhöhung des Frauenanteils im Lehrkörper sowie zur Stärkung von
Mentoring- und Kinderbetreuungsstrukturen. Die SUK unterstützte damit zeitlich
befristet Vorhaben von jeweils mindestens zwei Universitäten oder einer Universität
und einer FHS mit der Auflage, dass diese Vorhaben lokal verankert sind, zur Hälfte von
den Hochschulen mitfinanziert werden, Strukturen schaffen und Vorbildcharakter
haben. 5

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 06.04.2001
ELISABETH EHRENSPERGER
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